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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung mit der Stellungnahme des Europäischen Parlaments 

zu dem Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an den Rat 

betreffend den Jahresbericht über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT — 

in Kenntnis des Jahresberichts über die Wirtschaftslage der 
Gemeinschaft und die wirtschaftspolitischen Leitlinien für 1976 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an den Rat 
[KOM(75)520 endg.], 

vom Rat gemäß Artikel 4 der Entscheidung vom 18. Februar 
1974 konsultiert (Dok. 334/75), 

unter Hinweis auf seine Entschließungen vom 15. Oktober 
1974 1 ), 13. November 1974 2 ) und vom 13. März 1975 3 ), 
in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Wirtschaft und 
Währung (Dok. 362/75) — 

1. stimmt der Darstellung der Kommission zur gegenwärti- 
gen „schärfsten Rezession der Nachkriegszeit" zu; 

2. billigt die vorsichtige Wertung der konjunkturellen Daten 
und die Zurückhaltung der Kommission bei Voraussagen 
über eine konjunkturelle Wende zu Beginn des nächsten 
Jahres; 

3. stimmt den von ihr vorgeschlagenen Leitlinien für die im 
Jahre 1976 von den Mitgliedstaaten zur verfolgende Wirt- 
schaftspolitik zu, deren wesentlicher Inhalt ist; 

— eine flexible Haushaltspolitik, die zwar einen weiteren 
Konjunkturrückgang aufzuhalten geeignet ist, jedoch 
ein zu starkes Anheizen der Binnennachfrage vermei- 
det; bei einer merklichen Konjunkturbelebung könnte 
mit dem Abbau der Haushaltsdefizite noch im Jahre 
1976 begonnen werden; 

— wie bisher sollte in den meisten Mitgliedstaaten die 
Geld- und Kreditpolitik expansiv ausgerichtet bleiben, 
um den wirtschaftlichen Aufschwung zu flankieren, je- 
doch muß eine übermäßige Expansion der Geldmenge 
vermieden werden; 
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— alle wirtschaftlich relevanten Gruppen müssen in der 
Herstellung der Bedingungen für einen Konjunktur- 
aufschwung ihre vordringliche Aufgabe sehen; ihre Zu- 
sammenarbeit ist entscheidend für die erforderliche 
Wiederherstellung des Vertrauens in die wirtschaft- 
liche Zukunft; 

4. bekräftigt seine Entschließung zur Wirtschaftslage vom 
März 1975 und unterstreicht die weitere Gültigkeit dei 
globalen wirtschaftspolitischen Ziele: Abbau der Arbeits- 
losigkeit, insbesondere durch produktive Investitionen, 
Kampf gegen die Inflation, Verbesserung der Zahlungs- 
bilanzen, angemessenes Wachstum, allmähliche Vermin- 
derung der Disparitäten, die den politischen Zusammen- 
halt der Gemeinschaft wie auch in einigen Mitgliedslän- 
dern den sozialen Zusammenhang bedrohen; 

5. stellt mit Bedauern fest, daß infolge der Entscheidungs- 
unwilligkeit des Rates wirtschaftspolitische Instrumente 
der Gemeinschaft entweder, soweit sie bestehen, nicht 
ausreichend eingesetzt oder aber nicht geschaffen werden 
können; verweist hierzu auf den unbefriedigenden Stand 
der Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion 
und hebt hervor, daß die Begebung von Gemeinschafts- 
anleihen als Ausdruck finanzieller Solidarität im Jahre 1975 
noch nicht möglich war; 

6. befürchtet, daß das Fehlen mittelfristiger wirtschaftspoliti- 
scher Zielvorstellungen für die Gemeinschaft die Bemühun- 
gen in den Mitgliedstaaten erschwert, der gegenwärtigen 
Rezession mit den herkömmlichen Mitteln der Haushalts-, 
Geld- und Kreditpolitik und flankierender Lohn- und Ein- 
kommenspolitik entgegen zu wirken; 

7. fordert daher Rat und Kommission auf, unverzüglich für 
die Gemeinschaft mittelfristige wirtschaftspolitische Ziel- 
vorstellungen auszuarbeiten, um auf diese Weise auf die 
strukturellen Komponenten der Rezession in der Gemein- 
schaft einwirken zu können; 

8. unterstreicht, daß der Währungsverbund von Gemein- 
schaftsländern dazu beigetragen hat, in einer Zeit welt- 
weiter ökonomischer und monetärer Instabilität die Ge- 
meinschaft zu einer Zone relativer Stabilität werden zu 
lassen; hebt die besondere wirtschaftliche Verantwortung 
der Gemeinschaft für die gesamte Weltwirtschaft und ins- 
besondere für einen möglichst störungsfreien internatio- 
nalen Handel hervor; 

9. glaubt, daß alles getan werden sollte, um einen wesent- 
lichen Beitrag Europas zur Neuordnung des Weltwährungs- 
und Weltwirtschaftssystems zu leisten; 

10. fordert in diesem Zusammenhang die Gemeinschaft auf, 
gemäß dem Inhalt (Artikel 116 EWG-Vertrag) und Sinn 
der Verträge in internationalen Gremien verstärkt als 
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Einheit zu verhandeln und einen gemeinsamen Standpunkt 
zu vertreten; 

11. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung und 
den Wortlaut der mündlichen Begründung dem Rat und 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften sowie 
zur Information den nationalen Parlamenten und Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten zu übermitteln. 


Mündliche Begründung von Herrn Helmut Artzinger zu dem von ihm im Namen des Ausschusses 
für Wirtschaft und Währung ausgearbeiteten Bericht über den Vorschlag der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften an den Rat für den Jahresbericht über die Wirtschaftslage 
der Gemeinschaft 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen, meine Herren. Es 
kann nicht meine Aufgabe als Berichterstatter des Wirtschafts- 
ausschusses sein, den Inhalt des Jahresberichtes wiederzuge- 
ben. Wohl aber möchte ich das Lob wiederholen, das ich dem 
Bericht schon im Ausschuß gespendet habe; denn ich halte ihn 
für ein höchst lesenswertes Schriftstück und für eine konzen- 
trierte, kondensierte Aussage über sehr komplexe Sachver- 
halte. 

Ich möchte aber die Kommission und hier Herrn Vizepräsiden- 
ten Haferkamp bitten, im nächsten Jahr den Jahreswirtschafis- 
bericht so früh vorzulegen, daß er beispielsweise bei den Haus- 
haltsberatungen in den Niederlanden berücksichtigt werden 
kann. Wir haben zwar in diesem Jahr zugestimmt, aber Sie 
wissen unter welchen Voraussetzungen. 

Ich halte es aber für die Aufgabe des Berichterstatters, Herr 
Präsident, den Entschließungsantrag, den der Wirtschaftsaus- 
schuß dem Hohen Hause vorlegt, zu kommentieren. Der Dar- 
stellung der unerfreulichen Wirtschaftsentwicklung des Jahres 
1975, wie sie die Kommission gibt, stimmen wir ausdrücklich 
zu. Die Kommission bezeichnet sie als die schärfste Rezession 
der Nachkriegszeit. 

Wir folgen auch der vorsichtigen Hypothese über die künftige 
Wirtschaftsentwicklung, wonach es im Augenblick am wahr- 
scheinlichsten ist, daß der Wendepunkt der gesamtwirtschaft- 
lichen Entwicklung bis zum Beginn des nächsten Jahres ein- 
tritt. Die Kommission knüpft die Verwirklichung dieser Hypo- 
these an zwei Voraussetzungen: erstens daran, daß sich die 
Wirkungen der Ankurbelungsmaßnahmen in den Mitglieds- 
ländern, die spontanen Aufschwungsfaktoren und die Erholung 
der Auslandsnachfrage gegenseitig verstärken und zweitens, 
daß sich das Vertrauen von Unternehmen und Verbrauchern in 
die wirtschaftliche Zukunft bald wieder einstellt. 

Unter diesen Auspizien erscheinen uns die Leitlinien, sowohl 
die allgemeinen als auch die besonderen, die die Kommission 
für die einzelnen Mitgliedsländer gibt, logisch und wir stimmen 
ihnen zu. Ich möchte hier darauf hinweisen, daß bei der Formu- 
lierung in Ziffer 3 des Entschließungsantrags im Deutschen eine 
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Vokabel gebraucht wird, die möglicherweise mißverständlich 
ist. Es heißt da, „bei einer merklichen Konjunkturbelebung 
könnten die Haushaltsdefizite noch im Laufe des Jahres 1976 
abgebaut werden." Daraus könnte man verstehen, daß sie völlig 
beseitigt werden könnten. Gemeint ist aber, daß sie vermin- 
dert werden sollen. Ich möchte das klarstellen, um jedes Miß- 
verständnis auszuschließen. 

Der Entschließungsantrag erinnert dann an eine frühere Ent- 
schließung dieses Hauses, nämlich vom März dieses Jahres, 
zur Wirtschaftslage und wiederholt die globalen Zielsetzungen 
aus dieser damaligen Entschließung. Wir haben uns insoweit 
nicht zu korrigieren. Es handelt sich bei der Aufzählung dieser 
globalen Zielsetzungen nicht um eine Rangfolge, sondern um 
das bekannte magische Vieleck der Wirtschaftspolitik. Persön- 
lich möchte ich die Inflationsbekämpfung dick unterstreichen. 
Obgleich ich dem Kampf gegen die Arbeitslosigkeit im Augen- 
blick die absolute Priorität gebe, so darf doch dieser Kampf 
nicht mit inflatorisch wirkenden Mitteln betrieben werden. 

Ich zitiere dazu nach einer VWD-Meldung vom 30. Oktober 
aus einem Zwischenbericht der von der Kommission eingesetz- 
ten Studiengruppe unter Vorsitz des belgischen Plankommis- 
sars Maldague. Ich zitiere: „Die Inflation wird von den Staaten 
und den Regierungen als eine Art Flucht nach vorne mitge- 
macht, da sie bestimmte strukturelle Probleme verdeckt und 
vorübergehend gewisse Spannungen abschwächt, die jedoch 
für eine größere soziale und politische Krise angehäuft wer- 
den." Ich bin dankbar für diese klare Feststellung der Mitver- 
antwortlichkeit der politischen Instanzen an der Inflation, und 
ich füge hinzu, dieser Weg des geringsten Widerstandes, Flucht 
nach vorn, ist genau der falsche Weg, weil er auf längere Zeit 
mehr Probleme schafft als löst. 

Tn Ziffer 5 kritisiert der Ausschuß den Rat, weil er auf den 
Beginn der Rezession nicht mit mehr, sondern weniger Bereit- 
schaft zu gemeinschaftlichem Handeln geantwortet hat. Obwohl 
jede Regierung erklärte, daß im nationalen Rahmen keine ent- 
scheidende Abhilfe mehr möglich sei, fand man sich nur 
zögernd zu abgestimmtem Verhalten zusammen. Von Anfang 
an jedoch hätte klar sein können und müssen, daß eine impor- 
tierte Rezession nur gemeinschaftlich abgewehrt werden kann. 

In den Ziffern 6 und 7 weist der Entschließungsantrag dann 
auf die Bedeutung des mittelfristigen Aspekts auch für die 
Behebung der gegenwärtigen Schwierigkeiten hin. Es sind ja, 
so die allgemeine Meinung, nicht nur konjunkturelle, sondern 
auch strukturelle Schwierigkeiten, vor denen die Wirtschafts- 
politik steht. Nach Meinung des Ausschusses müssen nunmehr 
zu diesen strukturellen Schwierigkeiten Roß und Reiter ge- 
nannt werden. Die strukturellen Schwierigkeiten müssen klar 
bezeichnet und Mittel zu ihrer Überwindung genannt werden. 
Sie selbst haben, Herr Vizepräsident Haferkamp, gelegentlich 
den Schleier über die Zukunft etwas gelüftet. Sie haben z. B. 
auf die realwirtschaftlichen Folgen des erhöhten Ölpreises hin- 
gewiesen, die mit dem Rückfluß der Öldollars auf dem Euro- 
geldmarkt nicht ausgestanden sind. Realwirtschaftliche Folgen, 
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uie über die Verschlechterung der terms of trade den Zuwachs 
verringern, der zur Verteilung zur Verfügung steht. Sie haben 
gesagt, man müsse sich auf geringere Wachstumsraten ein- 
stellen. Von dem geringeren Wachstum müsse ein größerer 
Anteil als bisher in die Investitionen gehen, der Verbrauch 
müsse vielleicht nicht eingeschränkt werden, aber man müsse 
mit den kleineren Zuwachsraten auskommen, und aus all dem 
folgerten Sie sehr zu Recht die noch zunehmende Bedeutung 
einer Abstimmung zwischen den Sozialpartnern. Weil wir uns 
nämlich eine Verschärfung des Verteilungskampfes schlicht 
nicht leisten können, wenn den Menschen Europas ihr gegen- 
wärtiger Lebensstandard oder gar dessen weitere Verbesse- 
rung gewährleistet bleiben soll. 

Der Wirtschaftsausschuß hat Ihre gelegentlichen Andeutun- 
gen, Herr Vizepräsident, als sehr bedeutungsvoll empfunden, 
und wir möchten Sie ermuntern, konkretere Aussagen zu machen. 
Wir erwarten z. B. in absehbarer Zeit die Ergebnisse der Be- 
ratungen über das Projekt „Europa + 30". Aber das sind lang- 
fristige Überlegungen. Ich persönlich - im Ausschuß konnten 
wir noch nicht darüber sprechen - unterstütze den Vorschlag 
einer Verordnung der Kommission über die Gründung eines 
Instituts für Wirtschaftsanalyse und Wirtschaftsforschung. Mit 
den Ziffern 6 und 7 will der Ausschuß bewirken, daß rechtzeitig 
gemeinschaftliche mittelfristige Zielvorstellungen entwickelt 
werden, gleichsam eine Strategie für magere Jahre. Je schnel- 
lere sie entwickelt wird und in die Köpfe der Europäer dringt, 
um so besser. Denn obschon Hoffnungen auf einen neuen Kon- 
junkturaufschwung keimen, bleiben Unsicherheit und Unbe- 
hagen über die weitere Zukunft bestehen. Die mangelnde In- 
vestitionsneigung der privaten Unternehmer ist dafür ein deut- 
liches Symptom. Wir brauchen aber die private Investition, um 
der Arbeitslosigkeit Herr zu werden, die nicht nur drängende 
soziale Frage, sondern auch ein brennendes wirtschaftliches 
Problem ist. Millionen Arbeitslose sind auch eine gigantische 
Verschwendung knapper Ressourcen. 

Schließlich weist der Ausschuß in den letzten Ziffern des Ent- 
schließungsantrags auf die Verantwortung der Europäischen 
Gemeinschaften in Sachen Weltwirtschaft und Weltwährung 
hin und drängt auch hier auf gemeinschaftliches Handeln. Als 
Kommentar dazu greife ich nur einen Punkt hinsichtlich des 
Weltwährungssystems heraus. Vor 14 Tagen hat Herr Witte- 
veen, geschäftsführender Direktor des Internationalen Wäh- 
rungsfonds, in Frankfurt wörtlich erklärt: „In den drei Jahren, 
von 1970 bis 1972, erhöhte sich die gesamte Geldmenge der 
Welt um etwa 38 v. IT. Diese übermäßige monetäre Expansion 
ist wahrscheinlich einer der Faktoren gewesen, die den Anstoß 
zu der darauffolgenden weltweiten Hochkonjunktur und zu 
der inflationären Explosion gaben." Und er zieht daraus den 
Schluß, ich zitiere wieder: „Es ist an der Zeit, die Regulierung 
des Wachstums der internationalen Liquidität auf die Tages- 
ordnung zu setzen und uns ernsthaft um Lösungen für dieses 
dringende Problem zu bemühen." In der Tat, es ist an der Zeit, 
und die europäischen Vertreter im Interimsausschuß, die ja im 
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Januar wieder Zusammenkommen werden, sollten Herrn Witte- 
veen bei diesen Bemühungen nachdrücklich unterstützen. Denn 
alle europäischen Bemühungen um mehr Stabilität des Geld- 
wertes könnten von der weltweiten Entwicklung überspült 
werden. 

Herr Präsident, ich hoffe die Intentionen des Wirtschaftsaus- 
schusses mit diesem Entschließungsantrag deutlich gemacht zu 
haben. Ich bitte um die Annahme des Entschließungsantrags. 
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